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Seoul. Nach dem Ausbruch der Maul- und 
Klauenseuche (MKS) in einer Büffelherde 
in Brandenburg hat das südkoreanische 
Landwirtschaftsministerium sämtliche 
Schweinefl eischimporte aus Deutschland 
verboten. Wie das Ministerium in einer 
Stellungnahme am Sonnabend mitteilte, 
sei die Regelung ab sofort gültig. Zudem 
werde man MKS-Virustests an sämtlichen 
deutschen Schweinefl eischprodukten 
durchführen, die seit dem 27. Dezember 
nach Südkorea geliefert wurden. Derzeit 
stehe für rund 360 Tonnen deutsches 
Schweinefl eisch eine Quarantäneunter-
suchung bevor. Das MKS-Virus war in Pro-
ben von Wasserbüffeln aus dem branden-
burgischen Ort Hönow nachgewiesen 
worden. Vorsorglich wurden in der Nähe 
gehaltene Klauentiere getötet.

Südkorea verbietet
Importe aus Deutschland

SCHWEINEFLEISCH
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Herr Bruns, wieso wird die Hafenwirtschaft 
in Deutschland eher stiefmütterlich behan-
delt – was ist Ihre persönliche Ansicht?
Christoph K. Bruns: Alle sollten verstehen, 
dass Deutschland als exportorientiertes 
Land stark von seinen Häfen abhängt. Den-
noch habe ich den Eindruck, dass diese Be-
deutung weder von unserer Bundesregie-
rung, noch von den meisten Mitbürgern 
wirklich wahrgenommen wird. Egal, ob es 
um Breakbulkladung, massenhaftes Stück-
gut, Container, Tankladungen, oder Schütt-
güter geht – die Häfen sind zentral für unsere 
Wirtschaft. Leider scheint dies die Politik zu 
ignorieren, obwohl Olaf Scholz als ehemali-
ger Hamburger Bürgermeister um diese Be-
deutung wissen müsste. Das ist aus meiner 
Sicht nicht nur Politikversagen.

Sondern?
Ein Problem ist sicherlich, dass wir die Hä-
fen seit dem 11. September 2001 durch den 
Sicherheitskodex ISPS für die Öffentlichkeit 
abgesperrt haben. Zum einen konnte plötz-
lich niemand mehr mal eben Hafenluft 
schnuppern, um Schiffe zu beobachten. Die 
Häfen waren Tabuzonen und verschwanden 
aus dem gesellschaftlichen Blick. Zum ande-
ren zog Deutschland pfl ichtbewusst Zäune 
mit Stacheldraht, während andere Länder 
Europas hier in den ersten Jahren pragma-
tisch blieben. Dieses typische „over-enginee-
ring“ hat mit dazu beigetragen, die Häfen 
von den Menschen zu entfremden.

Dabei wurschtelt in Deutschland jeder Ha-
fen weiterhin für sich allein.
Das muss sich umgehend ändern. In den letz-
ten Legislaturperioden hatten wir nur Bun-
desverkehrsminister aus dem Süden der Re-
publik, die offensichtlich wenig bis gar kein 
Interesse an den Häfen zeigten. Wie bereits 
gesagt, selbst Olaf Scholz hat hier nichts We-
sentliches bewegt. Jeder Hafenstandort und 
jeder Hafen wirtschaften weiter für sich, und 
die internationalen Reedereien spielen sie 
gegeneinander aus. Es fehlt einfach an einem 
politischen Bekenntnis für die Häfen. Dies 
scheint derzeit nicht opportun zu sein.

Und die Mitbewerber in den Niederlanden 
und Belgien marschieren einfach weiter.
Es geht nicht nur um Belgien und die Nieder-
lande, sondern um alle europäischen Hafen-
standorte, die mit uns im Wettbewerb ste-
hen. Als Lösung wurde der Begriff „Nord-
deutsche Hafenkooperation“ erfunden. 
Diese undefi nierte Kooperation ist bis heute 
politisch in und zwischen den Landesparla-
menten nicht durchsetzbar und sollte dann 
über den Umweg der teilstaatlichen Hafen-
betriebe „irgendwie umgesetzt“ werden. 
Aber dazu folgendes Beispiel: Obwohl Bre-
men etwas über 50 Prozent an der BLG hält, 
muss diese wie ein Privatunternehmen agie-
ren, um im Wettbewerb überhaupt mitzu-
halten. Der politische Auftrag an die BLG, 
eine „wie auch immer geartete“ Hafenkoope-
ration mit Hamburg, also zwischen HHLA 

und Eurogate umzusetzen, war aufgrund 
beiderseitigen wirtschaftlichen Desinteres-
ses von vornherein zum Scheitern verurteilt. 
Bei der „Norddeutschen Hafenkooperation“ 
ist zumindest bis heute bis auf viel heiße Luft 
nichts zustande gekommen.

Und in Bremen selbst?
Leider sehen einige Bremer Bremerhaven 
immer noch als Werkbank der Stadt Bremen. 
Das zeigt, wie schwierig Kooperationen 
schon innerhalb des kleinsten Bundeslandes 
sind. Heute jedoch fi ndet dort der Großteil 
des Umschlags und der Hafenarbeit statt, 
während dies in Bremen aus verschiedenen 
Gründen nicht mehr möglich ist. Ich bin der 
Letzte, der mehr Staatslenkung einfordert, 
aber wir müssen uns in Deutschland ent-

scheiden, ob wir wollen, dass unsere Pro-
dukte über deutsche oder über andere euro-
päische Häfen transportiert werden. Bei die-
ser Entscheidung kann sich keine Landesre-
gierung und keine Bundesregierung durch-
mogeln. Egal wie diese Entscheidung aus-
sieht, die Folgen sollten mit Würde getragen 
werden. Dabei muss die Politik auch die etwa 
80.000 Arbeitsplätze, deren Kaufkraft und 
deren Beiträge in die Sozialkassen, die allein 
im Land Bremen und „umzu“ direkt und in-
direkt an den staatlichen, aber auch privaten 
Häfen hängen, berücksichtigen.

Sie als Bremische Hafenvertretung wollen 
nun mit einer Messe das Thema Logistik und 
Häfen voranbringen.
Wir freuen uns, dass wir verschiedene Ak-

teure, vor allem die senatorischen Stellen, 
die Messegesellschaft und Bremenports, 
aber auch die Initiative Stadtbremische Hä-
fen, die Handelskammer und die vielen an-
deren unglaublich aktiven Unternehmen, 
Verbände und Personen davon überzeugen 
konnten, die Messe Logistic Connect in Bre-
men umzusetzen. Dies ist jedoch nur ein Auf-
takt, um die Stärken der norddeutschen Hä-
fen bekannter zu machen. Ob die Messe zu-
künftig nur in Bremen stattfi ndet oder zwi-
schen den Hafenstandorten wechselt, wird 
sich zeigen. Wichtig ist, dass wir „nord-
deutsch“ denken.

Wie viel weniger Tradition ist hilfreich?
Die maritime Wirtschaft hängt, trotz ihres 
innovativen technischen Know-hows und 
ihrer Weltoffenheit, stark an traditionellen 
Strukturen. Aussagen wie „Das haben wir im-
mer so gemacht“ sind häufi g. Veränderun-
gen sind jedoch notwendig, um junge Men-
schen für die Branche zu begeistern. Das war 
auch in der BHV so, als bremisches Unter-
nehmen, welches in der maritimen Wirt-
schaft tätig ist, hatte man schon aus tradi-
tionellen Gründen einfach Mitglied in der 
BHV zu sein. Als ich der BHV beitrat, hatten 
viele kleinere Unternehmen und Mittel-
ständler, wie auch ich das Gefühl, mit unse-
ren Themen von der BHV nicht wahr- oder 
ernstgenommen zu werden. Deshalb stellte 
ich mich zur Wahl und arbeite nun im Vor-
stand mit meinen Kollegen an Veränderun-
gen. So haben wir das Amt des Präsidenten 
abgeschafft, die Aufgaben auf die Vorstands-
mitglieder verteilt und Arbeitsgruppen zu 
Themen wie Digitalisierung und Nachwuchs-
gewinnung ins Leben gerufen. Außerdem ha-
ben wir mit Petra Lüdeke eine kompetente 
Geschäftsführerin mit einem vorwiegend 
weiblichen Team. In einer männerdominier-
ten Branche ist dies aus meiner Sicht ein 
wichtiges Signal.

Wie sieht es mit der Logistikmesse aus?
Es brauchte erst mal Zeit, um der ausrichten-
den Messegesellschaft M3B, aber auch den 
politischen Entscheidungsträgern zu erklä-
ren, dass es uns bei dem Grundthema der 
Messe um „Breakbulk und Projektlogistik“ 
geht – also um großes, schweres, sperriges 
oder massenhaftes Stückgut, welches nicht 
in Standardcontainer passt und konventio-
nell verladen werden muss. Die Organisation 
und Umsetzung ist klassische Hafenarbeit, 
die an Hafenterminals, bei Projektspediteu-
ren, bei Stauereien, bei Tallyleuten, aber 
auch bei Versicherungen und Behörden in 
Bremen und Bremerhaven, aber auch in ganz 
Norddeutschland viele qualifi zierte Arbeits-
plätze sichert. Das darzustellen, ist der Auf-
takt der Messe. Wir werden sehen, wie sie 
sich entwickelt.

Was wünschen Sie sich für die Zukunft?
Politische Entscheidungen zu Hafenthemen 
sollten künftig von Fachleuten beraten wer-
den. Beispielsweise war die Planung des 
Schwerlastterminals in Bremerhaven unsin-
nig, da sie sich ausschließlich auf Windkraft-
teile konzentrierte. Ein konventioneller Ha-
fen muss immer für alle Produkte, Waren 
und Lasten nutzbar sein. Es ist ein Ort, an 
dem Menschen arbeiten, und kein kleinka-
riertes Podium für Spielchen und Fantasien 
aus der politischen Farbpalette.

Das Gespräch führte Florian Schwiegers-
hausen.

„Hafen ist kein Ort für politische Spielchen“
Was die Politik laut BHV-Vorstandsmitglied Christoph Bruns für die norddeutschen Häfen anpacken muss

Christoph K. Bruns (56)
ist Präsidiumsmitglied der 
Bremischen Hafenvertre-
tung (BHV). Er ist ver-
eidigter Sachverständiger 
und Geschäftsführender 
Gesellschafter der 
Mund+Bruns-Gruppe. 
Bruns ist verheiratet und 
hat drei Kinder.FO
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Bruns kritisiert, dass einige Bremer Bremerhaven immer noch als Werkbank Bremens sehen. Das 
verkenne die Bedeutung, die die Seestadt für das Bundesland hat. FOTO: BREMENPORTS/SCHEER

Bauernverband weist auf angespannte Lage hin
Vor der Branchenschau bei der Grünen Woche ist das Geschäft für viele Landwirte schwierig – was sie fordern

Berlin. Vor einem Jahr rollten aufgebrachte 
Bauern mit Traktoren durch die Republik. 
Und auch diesmal bringen sich die Landwirte 
zur Messe Grüne Woche in Berlin wieder poli-
tisch in Stellung. Denn es läuft der Bundes-
tagswahlkampf. „Wir brauchen einen echten 
Neustart in der Landwirtschaftspolitik“, 
sagte Bauernpräsident Joachim Rukwied. 
Zum großen Jahresauftakt der Ernährungs-
wirtschaft ab Freitag sieht die Branche eine 
anhaltend schwierige Geschäftslage – und 
appelliert an die Supermarktkunden.

„Der Motor stottert weiter, das ist leider so“, 
sagte Rukwied. „Bei Getreide ist das Stottern 
sogar stärker geworden, denn die Perspekti-
ven auf den Märkten sind eher düster.“ Bei 
der Schweinehaltung, die zuletzt als einziger 
Bereich ein ordentliches Ergebnis erzielt 
habe, zeigten sich rückläufi ge Preise. „Daher 
müssen wir dort auch mit rückläufi gen Er-
gebnissen rechnen.“ Arbeitsintensive Kultu-
ren wie Spargel, Erdbeeren oder Wein belaste 
zusätzlich die Erhöhung des Mindestlohns. 
„Der einzige Lichtblick ist im Moment der 
Milchsektor.“

Nach zuvor guten Gewinnen hatte sich die 
Stimmung unter Landwirten schon einge-
trübt. Im Ende Juni abgelaufenen Wirt-
schaftsjahr 2023/24 sackten die Ergebnisse 
der Betriebe im Schnitt auf 77.500 Euro ab. 
Dies lag um 29 Prozent unter dem Rekord-
niveau des Wirtschaftsjahres zuvor. Vom Ge-
winn sind unter anderem auch noch Investi-
tionen zu fi nanzieren. Vielen Höfen machen 
weiter hohe Kosten für Energie, Pfl anzen-
schutz und Dünger zu schaffen.

Zur Lage auf den Feldern sagte Rukwied, 
Weizen, Gerste oder Raps stünden „im Mo-
ment ordentlich da“. Niederschläge im Herbst 
und auch jetzt im Winter hätten die Wasser-
vorräte im Boden aufgefüllt. „Insofern haben 
wir ordentliche Startbedingungen. Aber bis 
zur Ernte im Juli kann noch vieles geschehen.“

„Brauchen Veränderung in den Köpfen“
Anspannung gibt es ebenso auf dem politi-
schen Feld. Das zeigt sich auch zur Agrar-
messe Grüne Woche, die am Freitag in Berlin 
beginnt. Bis zum 26. Januar präsentieren sich 
1500 Aussteller aus fast 60 Ländern. Für Cem 
Özdemir (Grüne) wird die Messe auch eine 
Abschiedstour als Agrarminister. Knapp 

einen Monat später kommt schon die Bun-
destageswahl – mit der Landwirtschaft als 
Wahlkampfthema.

Dabei sind die Bauernproteste von Anfang 
2024 noch in Erinnerung – ausgelöst durch 
das Ende für Steuervergünstigungen beim 
Agrardiesel, das die damalige Ampel-Koali-
tion abrupt verkündete. „Wir haben die Be-
deutung der heimischen Lebensmittelerzeu-

gung gerade in politisch fragilen Zeiten im 
positiven Sinne an die Esstische und ins Zen-
trum der Diskussion bringen können“, sagte 
Rukwied rückblickend. „Die Unterstützung 
spüren wir heute noch tagtäglich.“

Die künftige Regierung dürfe nicht nur et-
was an Stellschrauben drehen, machte der 
Bauernpräsident klar. „Klima- und Umwelt-
schutz, Biodiversität und Tierwohl sind The-
men, die wir natürlich weiterhin intensiv be-
arbeiten. Aber wir brauchen eine Verände-
rung in den Köpfen: Raus aus dem Krisenden-
ken, rein in einen Lösungsansatz.“ Soll hei-
ßen: unternehmerische Freiheiten, Innova-
tionen, ein Ende „bürokratischer Fesseln“. Die 
Union will den „Kardinalfehler“ beim Agrar-
diesel nach der Wahl korrigieren, wie Frak-
tionsvize Steffen Bilger betonte.

Auf die Supermarktkunden kommt es der 
Branche ebenfalls an. „Es braucht ein noch 
stärkeres Engagement der Verbraucherinnen 
und Verbraucher beim Einkaufen“, sagte Ruk-
wied. Wenn Millionen Euro für Silvesterböl-
ler ausgegeben würden, „sollte man bei Le-
bensmitteln nicht nur auf den letzten Cent 
schauen – sondern auch gezielt zu heimi-
schen Produkten greifen.“

von sascha m eyer

Bauern haben im vergangenen Jahr in Berlin 
demonstriert. FOTO: SKOLIMOWSKA/DPA

Sassnitz. Das Havariekommando hat den 
Einsatz rund um den Tanker „Eventin“ am 
späten Sonntagabend beendet. „Zuletzt 
waren noch die staatlichen Notschlepper 
gegen kommerzielle Fahrzeuge ausge-
tauscht worden“, teilte die Pressestelle 
mit. „Dies soll gewährleisten, dass die 
Notschlepper für potenzielle weitere Ein-
sätze auf der Ostsee verfügbar sind.“ Die 
Lage gilt laut der Mitteilung als stabil, es 
herrscht keine akute Gefahr mehr.

Der fast 20 Jahre alte Tanker mit fast 
100.000 Tonnen Öl an Bord war am Frei-
tag in der Ostsee nördlich von Rügen ha-
variert. Er liegt inzwischen an einer gesi-
cherten Position vor dem Stadthafen 
Sassnitz. Am frühen Sonntagmorgen war 
der Tanker nach stundenlanger Schlepp-
fahrt dort angekommen. Das 274 Meter 
lange Schiff soll nun so lange auf einer 
Reede rund fünf Kilometer vor der Küste 
von zwei Schleppern in Position gehalten 
werden, bis über das weitere Vorgehen 
entschieden ist. Eine Reede ist ein Anker-
platz zum Beispiel vor Häfen, wo Schiffe 
warten können.

Das Havariekommando habe am Sonn-
tagabend um 20 Uhr an das Wasserstra-
ßen- und Schifffahrtsamt Ostsee überge-
ben, hieß es in der Mitteilung weiter. An 
Bord des derzeit stromlosen Tankers sind 
noch 24 Besatzungsmitglieder.

„Eventin“ vor
Sassnitz geschleppt
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Meta fährt Maßnahmen zurück

Menlo Park. Der Facebook-Konzern Meta 
fährt US-Medienberichten zufolge nun 
auch Maßnahmen für Chancengleichheit 
und Diversität zurück – nach der Locke-
rung von Hassrede-Regeln und dem ge-
planten Stopp von Faktenchecks in den 
USA. „Wir werden kein Team mehr haben, 
das sich auf DEI konzentriert“, zitierte 
unter anderem das Nachrichtenportal 
Axios aus einer internen Mitteilung des 
Unternehmens. Dabei steht „DEI“ für „Di-
versity, Equity and Inclusion“, zu Deutsch: 
Vielfalt, Gerechtigkeit und Inklusion. Da-
mit ist gemeint, dass Unternehmen si-
cherstellen, dass etwa Menschen ver-
schiedener Herkunft, verschiedenen Ge-
schlechts oder mit Behinderungen glei-
che Chancen am Arbeitsplatz bekommen.

Begründet wird der Schritt demnach 
mit dem Wandel der „rechtlichen und 
politischen Landschaft“ in den USA. Be-
obachter sehen darin eine Reaktion auf 
den bevorstehenden Regierungswechsel. 
Der künftige Präsident Donald Trump 
wird am 20. Januar in sein Amt einge-
führt. Nach CNN-Informationen soll sich 
Meta-Chef Mark Zuckerberg am Freitag 
mit Trump auf dessen Anwesen Mar-a-
Lago in Florida getroffen haben. Meta 
habe sich zu dem Treffen jedoch nicht ge-
äußert.

Der Diversitätsbegriff sei „auch des-
halb brisant geworden, weil er von eini-
gen als eine Praxis verstanden wird, die 
eine Vorzugsbehandlung bestimmter 
Gruppen gegenüber anderen suggeriert“, 
heißt es den Berichten zufolge in dem 
Memo weiter. Bei Neueinstellungen 
werde man zwar weiterhin Bewerber mit 
unterschiedlichen Hintergründen aus-
wählen. Anstelle von Schulungsprogram-
men für Gleichberechtigung und Einglie-
derung werde man aber andere Pro-
gramme für faire und konsistente Prakti-
ken entwickeln, so Meta. Zu Meta gehö-
ren neben Facebook unter anderem auch 
die Foto- und Video-App Instagram sowie 
Whatsapp und der Kurznachrichten-
dienst Threads.

Kein Team mehr 
für Diversität
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